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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

24.11.1965 

Geschäftszahl 

0128/65 

Rechtssatz 

Ausführungen dahingehend, daß dem Antrag der belangten Behörde auf Zuerkennung von Aufwandersatz trotz 
ihres Obsiegens im Sinne des § 47 Abs 2 lit b VwGG 1965 keine Folge gegeben werden konnte, weil ein solcher 
Aufwandersatz nach § 47 Abs 5 zweiter Satz VwGG 1965 dem Bund als jenem Rechtsträger zugekommen wäre, 
in dessen Namen der Landeshauptmann  als belangte Behörde in der Beschwerdesache gehandelt hat, der Bund 
aber im gegenständlichen Fall andererseits auch beschwerdeführende Partei ist und diesfalls daher eine 
Gleichheit der Partei, die den Aufwandersatz zu leisten hätte, mit dem Rechtsträger, welchem dieser 
Aufwandersatz zufließen sollte, vorliegt. 

Beachte 

Abgegangen hievon mit verstärktem Senat (demonstrative Auflistung): 

1731/65 B VS 3. Oktober 1966 VwSlg 3506 F/1966 RS 1; (RIS: abwh) 


